
BUNDESGERICHTSHOF

<0

in zb 28/84 BESCHLUSS
in dem Rechtsstreit

des Herrn E m st»August 
NflHB Straße

- Prozeßbevollmächtigte:
Klägers und Beschwerdeführersf
Rechtsanwälte Dr. ■ ■ ■ B u n dDr. ■ ■ *  -

g e g e n

^Ujerm jtelmut̂

- Prozeßbevollmächtigte II. Instanz:

Beklagten und Beschwerdegegner,
Rechtsanwälte 
und



-  2 -

Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
hat durch den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn 
und die Richter Kröner» Boujong, Dr. Engelhardt 
und Dr. Werp 
am 20. Dezember 1984

beschlossen:

Die sofortige Beschwerde des. Klägers 
gegen den Beschluß des 4. Zivilsenats 
des Hanseatischen Oberlandesgerichts 
in Bremen vom 20. Juli 1984 - 4 ü 87/84 - 
wird zurückgewiesen.

Der Kläger hat die Kosten des Be­
schwerdeverfahrens zu tragen.

G r ü n d e

Das die Klage abweisende Urteil des Landgerichts 
ist den Prozeßbevollmächtigten des Klägers» den Rechts­
anwälten H M H ,  H o H H B  und NflBI» am 21. Hai 1984 
zugestellt worden. Durch diese Anwälte hat der Kläger 
mit Schriftsatz vom 5. Juli 1984 - eingegangen beim 
Oberlandesgericht am 6. Juli 1964 - Berufung eingelegt 
und zugleich tun Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
gegen die Versäumung der Berufungsfrist gebeten. Zur 
Begründung hat er - unter Vorlage von eidesstattlichen 
Versicherungen - vorgetragen» die Versäumung der Rechts­
mittelfrist beruhe auf einem Versehen der berufserfah­
renen und zuverlässigen Anwaltsgehilfin Kflft. Diese ha­
be nicht bemerkt» daß die Auszubildende fälsch­
licherweise das Ende der Berufungsfrist auf den 22. Juni



1984 eingetragen hatte, da der Fronleichnamstag (21. Juni) 
im Land Bremen kein gesetzlicher Feiertag sei.

Das Oberlandesgericht hat durch Beschluß vom 20. Ju­
li 1984 den Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand zurückgewiesen und die Berufung des Klägers gegen 
das landgerichtliche Urteil verworfen.

Die dagegen vom Kläger form- und fristgerecht einge­
legte sofortige Beschwerde ist unbegründet; die Frist zur 
Einlegung der Berufüng ist nicht gewahrt und die gemäß 
§ 233 ZPO beantragte Wiedereinsetzung ist zu Recht nicht 
erteilt worden.

Nach § 316 ZPO beträgt die Berufungsfrist einen Mo­
nat; sie beginnt mit der Zustellung des in vollständiger 
Form abgefaßten Urteils. Das in vollständiger Form abge­
faßte landgerichtliche Urteil ist den damaligen Prozeß­
bevollmächtigten des Klägers von Amts wegen am 21. Mai 
1984 zugestellt worden, mithin endete die einmonatige 
Berufungsfrist am 21. Juni 1984. Bis zum Ablauf dieses 
Tages hatte der Kläger eine Berufungsschrift beim Ober­
landesgericht nicht eingereicht. Er hat daher die Rechts­
mittelfrist versäumt.

Nach § 233 ZPO ist einer Partei die Wiedereinsetzung 
zu gewähren, wenn sie ohne ihr Verschulden verhindert 
war, die Frist zur Einlegung der Berufung einzuhalten. 
Dabei steht ein Verschulden des Prozeßbevollmächtigten 
dem Verschulden der Partei gleich (§83 Abs. 2 ZPO).

Im Ergebnis zutreffend hat das Oberlandesgericht an­
genommen, daß es der Bevollmächtigte des Klägers, Rechts­
anwalt HoMBHP, an der erforderlichen Sorgfalt hat feh­
len lassen.
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Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesgerichts­
hofs darf der Rechtsanwalt gewisse minder bedeutsame Auf­
gaben, wie z.B. das Führen des Fristenkalenders, einem 
gut ausgebildeten, als zuverlässig erprobten und sorgfäl­
tig Überwachten Angestellten übertragen. Ist die Versäu­
mung der Frist dann allein auf das Verschulden eines An­
waltsgehilfen zurückzuführen, so ist das für die Partei 
als unverschuldet im Sinne des § 233 ZPO anzusehen (Senats­
beschluß vom 1. Oktober 1981 - III ZB 18/81 « VersR 1982,
71 m.w.NachW.).

Von der Fristenberechnung und Kontrolle ist indes die 
Prüfung des Fristablaufs im Zusammenhang mit der Bearbei­
tung der Sache zu unterscheiden. Nur von der routinemäßi­
gen Fristenüberwachung kann sich der Rechtsanwalt entlasten. 
Er bleibt dagegen verpflichtet, den Fristablauf eigenver­
antwortlich nachzuprüfen, wenn ihm die Sache zur Vorberei­
tung der fristgebundenen Prozeßhandlung vorgelegt wird.
Denn dann ist die Nachprüfung der Frist keine routinemäßi­
ge Büroarbeit mehr, vor der sich der Rechtsanwalt im In­
teresse seiner eigentlichen Aufgaben freimachen darf, son­
dern die gebotene Feststellung einer gesetzlichen Voraus­
setzung, von der die Zulässigkeit der beabsichtigten Pro­
zeßhandlung abhängt. Ist die Sache dem Rechtsanwalt zur 
Vorbereitung der fristgebundenen Prozeßhandlung vorgelegt 
worden, so kann er sich von seiner eigenen Verantwortung 
für die Einhaltung der Frist nicht dadurch befreien, daß 
er sein Personal anweist, ihn jeweils gesondert und aus­
drücklich auf den Ablauf einer Frist hinzuweisen (Senats­
beschluß aaO).

Diese Grundsätze, die das Oberlandesgericht seiner 
Entscheidung zugrunde gelegt hat, finden im Streitfall 
jedoch keine Anwendung, weil die Akte Rechtsanwalt H o I H B P
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nicht zur Vorbereitung einer fristgebundenen Prozeßhand­
lung - hier der Berufungsschrift - vorgelegt worden ist 
/vgl. dazu BGH LM Nr. 30 zu § 233 (Fc) ZPO; BGH VersR 
1977, 57^7. Der Kläger hat Rechtsanwalt Hoffmann erst 
am 22. Juni 1984, also nach Ablauf der Berufungsfrist 
mit der Einlegung der Berufung beauftragt.

Diese Verfristung hat Jedoch Rechtsanwalt Hoffmann 
zu vertreten. Einige Tage vor Ablauf der Berufungsfrist 
hatte sich der Kläger bei Rechtsanwalt H o f l H B  persön­
lich nach dem Ablauf der Berufungsfrist erkundigt. Er 
begehrte mithin Auskunft über eine Rechtsfrage, die der 
Rechtsanwalt aufgrund eigenverantwortlicher Prüfung zu 
erteilen hatte. Wenn Rechtsanwalt H o f l H B  sich hierbei 
auf den von seinem Personal geführten Fristenkalender 
verließ, statt sich die Handakten vorlegen zu lassen und 
das Ende der Rechtsmittelfrist selbst zu bestimmen, dann 
muß er sich den Fehler seines Personals (die Eintragung 
des 22. Juni 1984 statt richtigerweise des 21. Juni 1984 
als letzten Tag der Frist) wie einen eigenen Fehler zu­
rechnen lassen. Es ist anzunehmen, daß Rechtsanwalt HoflM 
bei eigener Fristenbestimmung dem Kläger das Ende der Be­
rufungsfrist richtig mitgeteilt hätte und dieser noch in­
nerhalb der Frist so rechtzeitig Auftrag zur Einlegung 
des Rechtsmittels erteilt haben würde, daß der Rechtsan­
walt die Berufung fristgerecht angebracht hätte.

Im Ergebnis hat daher das Oberlandesgericht mit 
Recht die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand versagt 
und die Berufung des Klägers wegen Versäumung der Rechts-
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mittelfrist als unzulässig verworfen. Danach ist die 
sofortige Beschwerde des Klägers mit der Kostenfolge 
aus § 97 ZPO zurückzuweisen.

Krohn Kröner Boujong
Engelhardt Werp
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